
Auszug aus 
„Gemeinsame Geschäftsordnung
 der Städte Hofheim am Taunus,

Kelkheim (Taunus)
und Eppstein

für die Verfahren zur Vergabe von
 Bau- und Dienstleistungen

(GO-Vergabe)“

4. Grundsätze der Vergabe

4.1 In  allen  Vergabeverfahren  können  soziale  und  umweltbezogene  Aspekte  sowie
Aspekte der Qualität und der Innovation berücksichtigt werden. 

4.2 Mittelständische Interessen sind bei der Vergabe öffentlicher Aufträge vornehmlich zu
berücksichtigen. Leistungen sind in der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach
Art  oder  Fachgebiet  (Fachlose)  zu  vergeben,  es  sei  denn,  wirtschaftliche  oder
technische Gründe erfordern eine gemeinsame Vergabe. 

4.3 Spätestens  ab  dem  18.10.2018  sind  für  das  gesamte  Vergabeverfahren  für  das
Senden,  Empfangen,  Weiterleiten  und  Speichern  von  Daten  grundsätzlich
elektronische  Mittel  zu  verwenden.  Die  elektronischen  Mittel  müssen  allgemein
verfügbar,  nichtdiskriminierend  und  mit  allgemein  verbreiteten  Geräten  und
Programmen kompatibel sein. 

4.4 Das  Vergabeverfahren  ist  von  Beginn  an  fortlaufend  zu  dokumentieren.  Die
Dokumentation  umfasst  alle  Informationen,  die  für  die  Begründung  von
Entscheidungen auf jeder Stufe des Verfahrens erforderlich sind. Hierzu ist u.a. ein
Vergabevermerk zu verfassen, der mindestens die in § 8 Abs. 2 VgV aufgeführten
Angaben enthält. Ein förmlicher Vergabevermerk ist erst ab einem Auftragswert von
10.000.- € zu erstellen.

4.5 In allen Vergabeangelegenheiten ist  jederzeit  ein hohes Maß an Vertraulichkeit  zu
wahren.  Die  zuständigen  Stellen  und  Ämter  sind  gehalten,  durch  geeignete
Maßnahmen  sicherzustellen,  dass  unbefugte  Dritte  von  Kostenermittlungen  und
Firmenangeboten sowie von Informationen über Firmen oder deren Angebote keine
Kenntnis erhalten können. 
Interessenkonflikte i.S.d. § 6 VgV sind zu vermeiden. 

4.6 Sind Leistungen, die vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz erfasst werden, Gegenstand
der  Ausschreibung,  müssen  die  Städte  von den  Bietern,  die  zur  Auftragsvergabe
vorgesehen sind, eine Tariftreueerklärung nach § 4 HVTG verlangen. Des Weiteren
haben Bieter und Bewerber eine Mindestlohnerklärung nach § 6 HVTG abzugeben.
Werden vorgenannte Erklärungen auch auf Nachforderung nicht vorgelegt, sind die
Angebote von der weiteren Wertung auszuschließen. Auf die Vorlage entsprechender
Nachweise  kann  nach  pflichtgemäßem  Ermessen  verzichtet  werden,  wenn  der
Auftragswert  unter  10.000.-  €  liegt.  Die  Städte  haben  sich  in  den  jeweiligen
Vertragsbedingungen Möglichkeiten für Nachweise und Kontrollen nach § 9 HVTG
vorzubehalten.  Zudem  haben  sich  die  Bieter  zu  verpflichten,  von  ihren
Nachunternehmern  entsprechende  Erklärungen  vorlegen  und  Auskunfts-  und
Prüfungsrechte  einräumen  zu  lassen.  Muster  der  Tariftreue-  und
Mindestentgelterklärung sowie Vorschläge für vertragliche Regelungen finden sich bei
der HAD. 



4.7 Bei  Aufträgen ab 30.000.-  €  müssen die  Städte zur  Feststellung der  Eignung vor
Zuschlagserteilung  einen  Gewerbezentralregisterauszug  nach  §  150a  GewO  über
den ausgewählten Bieter anfordern, Ziff. 3.2 des Gemeinsamen Runderlasses, § 19
Abs. 4 MiLoG. Eine Eigenerklärung bzw. Selbstauskunft ist nicht ausreichend. 

5. Bekämpfung illegaler Beschäftigung und Kinderarbeit

Für die Städte Hofheim, Kelkheim und Eppstein gilt:

5.1 Für  eine  nachhaltige  Entwicklung  fördern  die  Städte  bei  Ausschreibungen  die
Berücksichtigung  von  Produkten  und  Dienstleistungen,  die  ohne  ausbeuterische
Kinderarbeit hergestellt sind oder deren Produzenten und Händler sich aktiv für einen
Ausstieg aus der Kinderarbeit einsetzen.

Die Dienststellen der Städte können in geeigneten Fällen die Zusicherung von Bietern
über  die  Vermeidung  ausbeuterischer  Kinderarbeit  bei  der  Festlegung  der
Zuschlagskriterien berücksichtigen. 

Für die Stadt Hofheim gilt zusätzlich:

5.2 Die  Stadt  Hofheim  strebt  an,  die  Bestellung  von  PC’s  und  Zubehör  nach  den
Grundsätzen des Leitfadens „BUY IT fair“ zu organisieren und auszuschreiben. Bieter
sollen  entsprechend  informiert  werden.  Eine  Umsetzung  des  Leitfadens  soll  erst
erfolgen, wenn dies wirtschaftlich und rechtlich machbar und zulässig ist. 
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